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im Hause

Ziele, Grundsätze und sonstige Erfordernisse der Raumordnung nach § 11 Abs. 2 
Landesplanungsgesetz (LaplaG) i.d.F. vom 27. Januar 2014 (GVOBl. Schl.-H. S. 8), 
zuletzt geändert durch Gesetz vom 24. Mai 2024 (GVOBl. Schl.-H. S. 405);

 5. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 28 der Gemeinde Sylt 

 förmliche Behördenbeteiligung gem. § 4 Abs. 2 BauGB

 Stellungnahme des Kreises Nordfriesland vom 12.08.2025 

Mit Schreiben vom 08.07.2025 wird über die o. g. Planung der Gemeinde Sylt informiert. 
Wesentliches Planungsziel ist die Schaffung der planungsrechtlichen Voraussetzungen für 
die nachhaltige Sicherung und Weiterentwicklung der vorhandenen Siedlungs- und 
Nutzungsstrukturen. Dafür ist die Festsetzung von sonstigen Sondergebieten mit der 
Zweckbestimmung „Dauerwohnen und Touristenbeherbergung“ (SO 1) und 
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„Touristenbeherbergung und Dauerwohnen“ (SO 2) vorgesehen. Der Flächennutzungsplan 
soll im Rahmen einer Berichtigung entsprechend angepasst werden. 
Das Plangebiet befindet sich westlich des „Wenningstedter Wegs“, nördlich des 
„Hoyerwegs“, östlich der „Kampstraße“ und nördlich bzw. südlich der „Apenrader Straße“ 
zentral in der Ortslage Westerlands. Der ca. 4,0 ha große Geltungsbereich wird derzeit im 
Flächennutzungsplan als wohnbauliche Fläche dargestellt. Der Flächennutzungsplan soll 
im Regel- bzw. Parallelverfahren (30. Änderung FNP) geändert werden. 

Zu dem Planungsvorhaben der Gemeinde Sylt wird auf der Grundlage der vorgelegten 
Planunterlagen aus landes- und regionalplanerischer Sicht wie folgt Stellung genommen:

Die Ziele, Grundsätze und sonstigen Erfordernisse der Raumordnung ergeben sich aus 
der am 17.12.2021 in Kraft getretenen Landesverordnung über den 
Landesentwicklungsplan Schleswig-Holstein – Fortschreibung 2021 vom 25.11.2021 (LEP-
VO 2021, GVOBl. Schl.-H. S. 1409), geändert durch die Verordnung vom 5. Februar 2025 
(GVOBl. Schl.-H., 2025/28) – LEP-Fortschreibung 2021-, dem Regionalplan für den 
Planungsraum V (Amtsbl. Schl.-H. 2002 Seite 747) – RPl V- sowie dem 2. Entwurf der 
Neuaufstellung des Regionalplans für den Planungsraum I (Amtsbl. Schl.-H. 2025/152). 
Darüber hinaus ist die Teilfortschreibung des Landesentwicklungsplanes Schleswig-
Holstein 2010 Kapitel 3.5.2 (Windenergie an Land) vom 06.10.2020 (LEP-
Teilfortschreibung-VO, GVOBl. Schl.-H. Seite 739) – LEP Wind – maßgeblich.

Zu der Planung hat sich die Landesplanung bereits im Rahmen der frühzeitigen 
Beteiligung mit Stellungnahme vom 27.06.2024 geäußert, auf die ich erst einmal verweise. 

Nun hat sich die Planung dahingehend verändert, dass ein Teilbereich des gesamten 
sonstigen Sondergebiets als SO 2 festgesetzt werden soll, für das im Vergleich zum 
Entwurf der frühzeitigen Beteiligung andere textliche Festsetzungen gelten sollen. Hier 
sollen Ferienwohnungen, Dauerwohnungen und Freizeitzwecken dienende 
Zweitwohnungen zulässig sein. Zudem muss die Mischung der Nutzungen nicht 
gleichgewichtig sein. Durch diese Änderung der Bauleitplanung wird von dem ursprünglich 
angestrebten Ansatz der überwiegenden Sicherung des Dauerwohnens (mind. 50 bzw. 55 
% der Geschossfläche) abgewichen. Zudem sollen (Freizeitzwecken dienende) 
Zweitwohnungen allgemein zugelassen werden. 

Aus Sicht der Landesplanung wirft dies grundsätzliche Fragen auf. Es besteht Konsens,  
Strategien und Maßnahmen zu entwickeln um dem permanenten Umwandlungsprozess 
von Dauerwohnraum in Zweitwohnungen und Ferienwohnungen zu begegnen. Im 
vorliegenden Fall wird festgestellt, dass das Gebiet durch das Ferienwohnen und 
Dauerwohnen in etwa gleichem Maße geprägt wird. Mit den gewählten Festsetzungen soll 
für jedes Gebäude im SO 1 ein mehrheitlicher Anteil des Dauerwohnens zukünftig 
sichergestellt werden. 

Grundsätzlich bestehen gegen diesen Planungsansatz keine grundsätzlichen Bedenken, 
wenn dies den o. g. übergeordneten Ziele entspricht. Im vorliegenden Fall wird jedoch ein 
ursprünglich festgesetztes allgemeines Wohngebiet, in dem Ferienwohnen nicht zulässig 
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ist, in ein Sondergebiet geändert, in dem Ferienwohnen allgemein zulässig sein soll. Damit 
ist ein weiterer Zuwachs des Umfangs des Ferienwohnens zu Lasten des Dauerwohnens 
im Plangebiet zu erwarten. Dies widerspricht den von der Gemeinde beschlossenen 
Konzepten und den raumordnerischen Rahmenbedingungen. Die Landesplanung schließt 
sich ausdrücklich diesbezüglich der Bewertung des Kreises Nordfriesland (Stellungnahme 
vom 11.08.2025) an und sieht derzeit auch fehlende, nachvollziehbare städtebauliche 
Gründe, um von den gemeindlichen Konzepten abzuweichen. Auch aus Sicht der 
Landesplanung sollte zunächst der angekündigte städtebauliche Rahmenplan abgewartet 
werden, um die zu erwartenden Effekte im Plangebiet auf Gemeindeebene einordnen zu 
können. 

Darüber hinaus sollte die Legalisierung von Nutzungen, die ohne Genehmigung 
entstanden sind, nicht das primäre städtebauliche Ziel einer Bauleitplanung sein. Hier 
sollten die gemeindlichen Konzepte, die auch seitens der Landesplanung unterstützt 
werden, maßgeblich für die Bauleitplanungen sein. 

Grundsätzlich Bedenken bestehen gegen die im SO 2 vorgenommenen Änderungen an 
der Planung. Damit wird die Zulässigkeit des Zweitwohnens dauerhaft festgeschrieben 
und somit das Dauerwohnen weiter verdrängt. Dies widerspricht nicht nur den 
gemeindlichen Konzepten, sondern auch dem grundsätzlichen Tenor der 
raumordnerischen Rahmenbedingungen. Nach Ziff. 6.4.2 Nr. 2 Abs. 7 des Regionalplans 
für den Planungsraum V (RP V) darf neuer Wohnungsbau erst realisiert werden, wenn 
jeweils sichergestellt ist, dass keine Umnutzungen zu Zweitwohnungen, Ferienwohnungen 
und anderen Tourismusangeboten erfolgen (Ziel der Raumordnung). 
Aus der Begründung lässt sich diese Planänderung nicht nachvollziehen, da im SO 2 
lediglich in zwei von 16 Gebäuden Nebenwohnsitze gemeldet. Es ist also keinesfalls 
davon auszugehen, dass der Umfang des Zweitwohnen das Gebiet bereits relevant prägt. 
Ich weise im Übrigen darauf hin, dass Festsetzungen und Begründung diesbezüglich nicht 
übereinstimmen. In der Begründung wird auf Seite 19 ausgeführt, dass im SO2 
Dauerwohnungen, nicht jedoch Freizeitzwecken dienende Zweitwohnungen zulässig sind. 

Darüber hinaus verweise ich auf die Hinweise des Kreises Nordfriesland zu den gewählten 
Festsetzungen und bitte um entsprechend Prüfung und ggf. Anpassung. 

Insgesamt bestehen aus landesplanerischer Sicht derzeit grundsätzliche Bedenken 
gegen die Planung. Die Planungsabsichten sollten kritisch überprüft werden. 

Diese Stellungnahme bezieht sich nur auf die Erfordernisse der Raumordnung und greift 
einer planungsrechtlichen Prüfung des Bauleitplanes nicht vor. Eine Aussage über die 
Förderungswürdigkeit einzelner Maßnahmen ist mit dieser landesplanerischen 
Stellungnahme nicht verbunden.

Aus Sicht des Referates für Städtebau und Ortsplanung, Städtebaurecht, werden 
ergänzend folgende Hinweise gegeben: 

1. Aufgabe von Wohnbau-Potentialen zugunsten von Zweitwohnen und touristischer   
Nutzung
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Mit der 30. Änderung des FNPs und der 5. Änderung des Bebauungsplans Nr. 28 
soll ein Gebiet von „Wohnbaufläche“/ „Allgemeines Wohngebiet“ in ein 
Sondergebiet für Dauerwohnen und Touristenbeherbergung geändert werden. 
Hierdurch verschiebt sich der Schwerpunkt der zulässigen Nutzung weg von 
(Dauer-) Wohnen hin zu einer touristischen Nutzung. Entsprechend der 
Begründung, Seite 12, hat die Gemeinde Sylt im Rahmen des 
Wohnungsmarktkonzeptes festgestellt, dass die vorhandenen und aktivierbaren 
Flächen für Dauerwohnraum nicht ausreichen.
Daher ist nicht nachvollziehbar, weshalb durch die Überplanung eines allgemeinen 
Wohngebiets zugunsten touristischer Nutzungen dem Markt für Dauerwohnen 
weiteres Potential entzogen werden soll und wie der sich hierdurch verschärfenden 
Mangelsituation entgegengewirkt werden soll.

2. Erst Gesamtkonzept, dann Umsetzung in Bebauungsplänen  
Da in vielen Teilen von Sylt bisher nicht genehmigte und derzeit nicht 
genehmigungsfähige Ferien- und ggf. auch Zweitwohnungsnutzung vorhanden ist, 
empfehle ich dringend, ein systematische Vorgehen. Das Vorziehen einzelner 
Gebiete birgt die Gefahr eines ungeordneten Vorgehens und der Schaffung von 
Zwangspunkten für später zu überarbeitende Bereiche.
Grundsätzlich sollte zuerst in Form des Rahmenplans geklärt werden, in welchen 
Gebieten zukünftig welche Nutzungen zulässig sein sollen. Hierbei ist auf eine 
ausreichende Versorgung mit Dauerwohnraum zu achten. Vorhandene Wohnbau-
Potentiale sollten aufgrund der generellen Mangellage nicht oder nur in deutlich 
untergeordnetem Maß für andere Nutzungen geöffnet werden.

Zu den geplanten Festsetzungen der 5. Änderung des Bebauungsplans Nr. 28 – und ggf. 
folgenden ähnlich gelagerten Fällen - weise ich auf Folgendes hin:

3. Rechtsgrundlagen ergänzen  
Was in einem Bebauungsplan festgesetzt werden kann, regelt das Baugesetzbuch 
abschließend. Es ist bei jeder Festsetzung die entsprechende Rechtsgrundlage 
anzugeben. Besteht keine Festsetzungsermächtigung ist die Festsetzung zu 
streichen. Vorliegend erscheinen nicht alle geplanten Festsetzungen über 
Rechtsgrundlagen abgedeckt.

Vorsorglich weise ich darauf hin, dass auch im Rahmen der Sondergebiete eine 
Bindung an die Vorschriften des BauGB/ der BauNVO besteht. 

4. Festsetzungen ausreichend konkretisieren  
Bei mehreren Festsetzungen ist der in Bezug genommene Punkt nicht ausreichend 
erkennbar. So z.B.
„ vor Rechtskraft des Bebauungsplans“ → welcher Bebauungsplan ?
„“Bei… genehmigungsfähigen baulichen Anlagen“ → Bezugszeitraum?
„...zum Zeitpunkt des Aufstellungsbeschlusses des Bebauungsplans...“→ welcher 
Bebauungsplan (und warum Aufstellungsbeschluss/Begründung)
„vorhandenen… Wohnungen“ → vorhanden und genehmigt?
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Ich empfehle die Festsetzungen auf entsprechende Unklarheiten zu prüfen und die 
Festsetzungen um die gewünschten Inhalte zu ergänzen.

5. Örtliche Bauvorschriften - Verhältnismäßigkeit und Übermaßverbot  
Mit den Festsetzungen werden einschränkende Bestimmungen zur Nutzung des 
Grundeigentums getroffen. Insbesondere im Bereich der örtlichen Bauvorschriften 
wurden sehr detailreiche und umfassende Festsetzungen getroffen. 
Örtliche Bauvorschriften dienen der Gestaltungspflege und der Abwehr von 
Verunstaltungen. 
Weiterhin scheinen nicht alle getroffenen „örtlichen Bauvorschriften“ überhaupt über 
die Festsetzungsermächtigung gedeckt. 
Es ist daher zu prüfen, welche Festsetzung zur Gestaltungspflege überhaupt 
erforderlich sind (wirken sie überhaupt aufs Ortsbild?) und welche nicht. 
Desweiteren ist zu prüfen, ob sie als solche überhaupt festsetzbar sind.

6. Vereinbarkeit mit höherrangigem Recht  
Insbesondere bezüglich der Festsetzungen zu Anlagen zur Energiegewinnung 
sollte geprüft werden, ob auf den Grundstücken die Verpflichtungen aus 
höherrangigem Recht, trotz Ausschluss bestimmter Anlagen auf den den 
öffentlichen Verkehrsflächen zugewandten Seiten, erfüllbar sind. 

7. Bestandssichernde Festsetzungen  
Vorsorglich weise ich darauf hin, dass „bestandssichernde“ Festsetzungen einen 
bestehenden Bestand voraussetzen. Grundsätzlich können genehmigte bauliche 
Anlagen in eine entsprechende Festsetzung einbezogen werden. Sollen auch nicht 
genehmigte, aber zu Zeitpunkt X grundsätzlich genehmigungsfähige, bauliche 
Anlagen einbezogen werden, sollte konkretisierend aufgenommen werden, bis zu 
welchen Zeitpunkt X rückwirkend diese Prüfung erfolgen soll.

Zu Ziffer 15 weise ich darauf hin, dass eine Baugenehmigung nicht deswegen 
erlischt, weil ein Gebäude durch Brand oder höhere Gewalt zerstört wird. 
Grundsätzlich kann die genehmigte bauliche Anlage (zeitnah und im genehmigten 
Umfang) wiedererrichtet werden. Für Ziffer 15 besteht daher kein 
Festsetzungsbedarf, weiterhin ist nicht ersichtlich, auf welcher Rechtsgrundlage 
diese Festsetzung erfolgen soll. Ziffer 15 wäre insofern zu streichen.

8. Erforderlichkeit SO 1  
Gemäß § 11 (2) BauNVO ist die Festsetzung eines SO „Dauerwohnen und 
Tourismusbeherbergung“ grundsätzlich möglich. In dem Sondergebiet können dann 
Wohngebäude, Beherbergungsbetriebe, Ferienwohnungen zulässig sein. Aus 
dieser Kombinationsmöglichkeit ergibt sich zugleich, dass ein Nebeneinander von 
Fremdenbeherbergung oder Ferienwohnen (Ferienhäuser iSv § 10 (4) BauNVO 
und Ferienwohnungen i. S. v. § 13a BauNVO) einerseits und Wohnnutzungen 
andererseits in sonstigen Sondergebieten nach § 11 (2) BauNVO städtebaulich 
möglich ist. Denn der Gesetzgeber stellt ausdrücklich die Ferienwohnungsnutzung 
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der Wohnnutzung gegenüber (einerseits – andererseits). Das bedeutet, dass eine 
Festsetzung gemäß § 11 BauNVO Sonstigen Sondergebietes Dauerwohnen und 
Tourismus grundsätzlich möglich ist und durch die Rechtsprechung bestätigt wurde. 
(vgl. BVerwG, Urt. v. 18.10.2017 – 4 CN 6/17 (OVG Lüneburg))
Hierbei ist es jedoch weiterhin erforderlich, dass die geplante Nutzung über keine 
andere Gebietskategorie der BauNVO gesteuert werden kann. In Reinen und 
Allgemeinen Wohngebieten liegt der Schwerpunkt auf dem Wohnen, sodass 
Ferienwohnungen nur untergeordnet zulässig sind. Die Festsetzung eines 
„Sondergebiet Dauerwohnen und Touristenbeherbergung“ kommt also nur in 
Betracht, wenn das Mischverhältnis von Wohnen und Touristenbeherbergung in 
gleichen Teilen oder sogar zu größeren Teilen in der Touristenbeherbergung 
vorgesehen ist. Da „nicht störendes Gewerbe“ oder „Betriebe des 
Beherbergungsgewerbes“ im WA nur mit Ausnahme zugelassen werden können, 
wäre in diesem Fall der Gebietscharakter eines WA nicht mehr gewahrt. Durch die 
BauGB Novelle 2017 und die Einführung des §13a BauNVO wurde geregelt, dass 
Ferienwohnungen zu den „nicht störende Gewerbebetriebe“ zählen. 
Vorliegend soll im SO 1 quasi der ganze Nutzungskatalog eines WA übernommen 
werden. Ferienwohnungen sollen untergeordnet allgemein zulässig sein. Der 
Schwerpunkt (mindestens 55% der zulässigen Geschossfläche) liegt weiterhin bei 
der Wohnnutzung.
Es sollte daher geprüft werden, ob über die Ausweisung eines WA mit 
Feinsteuerung über § 1 Abs. 6 BauNVO das Planungsziel ebenfalls erreicht werden 
kann. Wäre dies der Fall, wäre keine Erforderlichkeit einer SO-Ausweisung 
gegeben.

9. Zweitwohnungen  
Im Sondergebiet 2 ist geplant, Zweitwohnungen allgemein zuzulassen. Zur 
Förderung des Anteils von Dauerwohnungen ist diese Festsetzung zu überprüfen. 
Insbesondere auch unter dem Aspekt, dass bisher nur ein sehr geringer Anteil 
Zweitwohnungen vorhanden ist. Vorhandene Zweitwohnungen behalten im Rahmen 
ihrer Genehmigung Bestandsschutz. Es wird dringend empfohlen, keine 
Zweitwohnungen zuzulassen, da diese mit negativen städtebaulich Folgen 
verbunden sind und sowohl dem Dauerwohnen als auch der touristischen Nutzung 
durch Entzug entsprechend nutzbarer Flächen schaden.

Desweiteren weise ich darauf hin, dass im Entwurf des Regionalplans I (2025) 
vorgesehen ist, dass keine Bauleitplanungen zur Errichtung von Zweitwohnungen 
durchgeführt werden dürfen. Diese Regelung ist als „Ziel der Raumordnung“ 
eingestuft. Das Ziel betrifft sowohl neue Bauflächen als auch die Änderung von 
Bauleitplänen. Umfasst sein sollen sowohl der Neubau von Zweitwohnungen als 
auch die Umnutzung zu Zweitwohnungen.
Auch wenn es sich bisher „nur“ um einen Entwurf des Regionalplans handelt, sind 
die zukünftigen Ziele der Raumordnung als „sonstiges Erfordernisse der 
Raumordnung“ bereits jetzt bei der kommunalen Bauleitplanung zu berücksichtigen.
Spätestens mit Inkrafttreten der Regionalpläne sind die Bauleitpläne den Zielen der 
Raumordnung anzupassen (gem. § 1 Abs. 4 BauGB).
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Ein Abwägungsspielraum der Gemeinde besteht dann nicht mehr.

Ich empfehle, in den Sondergebieten einen expliziten Ausschluss von 
Zweitwohnungen festzusetzen.

10.Zweckbestimmung der Sondergebiete  
Die Festsetzung 1.1. (1) und 1.2 (1) sollten überarbeitet werden. Festzusetzen ist 
(lediglich), welchem Zweck das Sondergebiet dient. Die Erläuterungen in 1.1.(1) 
Satz 1 gehören – wie bereits erfolgt - in die Begründung.
Weiterhin ist aus der Zweckbestimmung der beiden SO nicht klar erkennbar, worin 
der Unterschied liegt. Die Zweckbestimmungen sollten eindeutiger formuliert 
werden.

11. Anzahl der Wohnungen  
Ich empfehle, deutlicher zu formulieren, dass Ziffer 2 (1) nur für SO1 und Ziffer 2 (2) 
nur für SO 2 gelten soll.

12.Geschossigkeit  
In beiden geplanten SO soll die Geschossigkeit maximal 1 Vollgeschoss betragen. 
Die Schaffung zusätzlichen Wohnraums ohne die Neuinanspruchnahme neuer 
Flächen kann problemlos über die Zulässigkeit einer höheren Geschossigkeit 
erreicht werden. Auch gemäß § 1a Abs. 2 BauGB ist mit Grund und Boden sparsam 
umzugehen. 
Soweit die Vorschriften zur Gestaltung von Dächern anders festgesetzt werden, 
wäre mit der Schaffung weiterer Nutzungsoptionen auch keine höhere 
Höhenentwicklung verbunden.
Ich verweise hier beispielsweise auf die vom Geltungsbereich umrahmte Bebauung 
Apenrader Straße 14, 20,22, 24.
Ich empfehle daher dringend, das vorgesehene Maß der baulichen Nutzung 
nochmals zu hinterfragen.

Bei Rückfragen zu den Hinweisen des Referates für Städtebau und Ortsplanung, 
Städtebaurecht wenden Sie sich bitte direkt an meinen Kollegen Herrn Bruns, Tel. 0431-
988-2718.

gez. Sebastian Kraft 
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5. Änderung B-Plan 28, Westerland/Sylt 

 

Sehr geehrte Damen und Herren, 
 

hiermit teile ich Ihnen mit, dass für das Gebiet (siehe Betreffzeile) keine Auskunft zur 
Kampfmittelbelastung gem. § 4 Abs. 1 Kampfmittelverordnung S-H erfolgt. 
 
Eine Auskunftseinholung beim Kampfmittelräumdienst S-H ist nur für Gemarkungen 
vorgeschrieben, die in der benannten Verordnung aufgeführt sind. 
 
Die Gemarkung Westerland liegt in keinem uns bekannten Bombenabwurfgebiet. 
 
Für die durchzuführenden Arbeiten bestehen aus Sicht des Kampfmittelräumdienstes  
keine Bedenken. 
 
Zufallsfunde von Munition sind jedoch nicht gänzlich auszuschließen und unverzüglich der 
Polizei zu melden. (siehe Merkblatt) 
 
Für weitere Fragen stehen wir Ihnen gerne zur Verfügung. 
 
 
 
Mit freundlichen Grüßen  
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                                                Merkblatt 
 
 
 
 

Historie: 
 
Zum Ende des zweiten Weltkrieges war Schleswig – Holstein das letzte „freie“ 
Bundesland. Aus diesem Grunde versuchten alle Wehrmachtseinheiten sich 
dorthin zurück zu ziehen. Dort lösten diese sich auf und ca. 1,5 Millionen 
Soldaten gerieten in Kriegsgefangenschaft. Das Wissen darüber führte dazu, 
dass sich die Soldaten überall ihrer Waffen, Munition und Ausrüstung 
entledigten. 
 
Dadurch kann es überall zu Zufallsfunden von Waffen, Munition oder 
Ausrüstungsgegenständen kommen. Offensichtlich schlechter Zustand und 
starke Rostbildung sind kein Beweis für die Ungefährlichkeit eines 
Kampfmittels.  
 
 
 
Wer solche Waffen, Munition oder kampfmittelverdächtige Gegenstände 
entdeckt, hat im eigenen Interesse folgende Verhaltensregeln zu 
beachten: 
 

1. Diese Gegenstände dürfen niemals bewegt oder aufgenommen werden 
 

2. Die Arbeiten im unmittelbaren Bereich sind einzustellen 
 

3. Der Fundort ist so abzusichern, dass Unbefugte daran gehindert werden 
an den Gegenstand heran zu kommen. 

 
4. Die nächstliegende Polizeidienststelle ist über den Fund zu unterrichten 

 
5. Die Gegenstände dürfen auf keinen Fall zur Polizeidienststelle verbracht 

werden 
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Bebauungsplan Nr. 28, 5. Änd. der Gemeinde Sylt, OT Westerland 
Beteiligung gem. § 4 Abs. 2 BauGB 
 
Zusammenfassend für die von mir zu vertretenden öffentlichen Belange und die beteiligten Abtei-
lungen meines Hauses nehme ich zu dem Entwurf wie folgt Stellung: 
 
Stellungnahme des FD Klimaschutz und nachhaltige Raumentwicklung, Planung 
Anhand der vorliegenden Planung soll mit Hilfe der Festsetzung von Sonstigen Sondergebieten 
„Dauerwohnen und Touristenbeherbergung“ die im Plangebiet vorhandene Mischung von Dauer-
wohnungen und Ferienwohnungen differenziert gesteuert werden.  
Durch die getroffenen Festsetzungen werden die vorhandenen Ferienwohnungen planungsrechtlich 
gesichert. Des Weiteren wird die Entstehung von weiteren Ferienwohnungen in nicht unerheblichem 
Ausmaß ermöglicht. Somit könnten diese zusätzlichen Ferienwohnungen auch dort entstehen, wo 
laut Bestandsaufnahme bisher keine Ferienwohnungen vorhanden sind. Damit steht die vorliegende 
Planung dem grundsätzlichen Planungsziel der Gemeinde, Dauerwohnen zu sichern und Verdrän-
gungsprozesse durch übermäßige Errichtung von Ferienwohnungen zu vermeiden, entgegen. Laut 
vorliegendem Planentwurf wird diese mögliche Entwicklung des Plangebietes als entsprechende 
Auswirkung der Planung von der Gemeinde akzeptiert.  
Gleichzeitig hat die Gemeinde jedoch einen städtebaulichen Rahmenplan beauftragt, um die zukünf-
tige Ausrichtung der Wohnnutzungen in der Gemeinde zu prüfen und anschließend zu steuern. Die 
Erkenntnisse des Rahmenplanes sollen in die vorliegende Planung offenbar keinen Eingang finden.  
Aus den Unterlagen geht ferner hervor, dass die von der Gemeinde beschlossenen Entwicklungs-
konzepte bei der vorliegenden Planung zurückgestellt werden und auch somit von den dort formu-
lierten Handlungsempfehlungen abgewichen wird. Dieses Vorgehen kann nicht nachvollzogen wer-
den und es bestehen auch erhebliche Bedenken dagegen. Abweichungen von beschlossenen Kon-
zepten (Beherbergungskonzept, Wohnraumentwicklungs-konzept) sollten nur dann erfolgen, wenn 
diese aus nachvollziehbaren, städtebaulichen Gründen notwendig sind und auch nur, wenn ihre Fol-
gen an anderer Stelle im Gemeindegebiet wieder ausgeglichen werden. Entsprechende städtebau-
lichen Gründe sind bisher nicht ersichtlich. Sofern an der Planung zu diesem Zeitpunkt festgehalten 
werden soll, muss aus der Begründung hervorgehen, warum dieses Verfahren dem Prozess des 
städtebaulichen Rahmenplanes vorgezogen wird. Um den oben genannten Konzepten weiterhin 

 

Stellungnahme aus der förmlichen Behördenbeteiligung gem. § 4 Abs. 2 BauGB 



- 2 - 
Sylt, OT Westerland 
 
 
Genüge zu tun, muss begründet werden, warum welche städtebaulichen Gründe in diesem Plange-
biet zutreffen und nicht in anderen Gebieten der Gemeinde. In der Abwägung ist dabei zu berück-
sichtigen, dass ein großes zusätzliches Angebot an Ferienwohnungen in diesem Gebiet umso rest-
riktivere Festsetzungen in anderen Plangebieten erfordern wird. 
 
Aufgrund der vorliegenden Planunterlagen ergeben sich weitere folgende Anmerkungen: 
 
Zur textlichen Festsetzung Nr. 1.1 Abs. 4: 
Diese textliche Festsetzung verzichtet durch den expliziten Bezug auf „Dauerwohnungen oder Feri-
enwohnungen“ auf eine Regelung für Gebäude, in denen bisher nur Zweitwohnungen vorhanden 
sind. Daraus folgt, dass für etwaige neue, zusätzliche Nutzungen keinerlei Verpflichtung zur Schaf-
fung von Dauerwohnraum (zumal nicht in einem bestimmten Umfang) besteht. Sollte es der Pla-
nungswille der Gemeinde sein, hier eine Zulässigkeit von ausschließlich Ferienwohnungen zu be-
gründen, so sollte dieses in der Begründung explizit dargelegt, die städtebaulichen Gründe genannt 
und der Bezug zu den gemeindeeigenen Konzepten wie oben erläutert hergestellt werden. 
 
Zur textlichen Festsetzung Nr. 1.1 Abs. 6: 
Es wird festgesetzt, dass Aufenthaltsräume im Kellergeschoss nur zulässig sind, wenn sie Teil einer 
Wohnung sind, deren Geschossfläche sich weit überwiegend in oberirdischen Geschossen befindet. 
Die Formulierung „weit überwiegend“ ist unbestimmt. Es wird empfohlen die Festsetzung konkreter 
zu fassen. 
 
Zur textlichen Festsetzung Nr. 1.2 Abs. 2: 
Für das „SO2 – Touristenbeherbergung und Dauerwohnen“ wird festgesetzt, dass Wohnungen, die 
zum zeitlich begrenzten, nicht dauernden Aufenthalt an Wochenenden, im Urlaub oder in sonstiger 
Freizeit einem nicht ständig wechselnden Personenkreis zur Erholung dienen (Freizeitzwecken die-
nende Zweitwohnung) zulässig sind. In der Begründung des vorliegenden Planentwurfs steht aller-
dings unter Kapitel 6.1 Art der baulichen Nutzung – SO2-Touristenbeherbergung und Dauerwohnen, 
dass Dauerwohnen allgemein zulässig sind, nicht jedoch die für Ferienzwecke dienende Zweitwoh-
nungen. Im Anschluss wird in der Begründung erläutert, dass die weitere Verdrängung der ortsan-
sässigen Bevölkerung, verursacht durch eine temporäre Wohnnutzung, unterbunden und verhindert 
werden soll. Entsprechende Ausführungen zu der planungsrechtlichen Ermöglichung von Zweitwoh-
nungen sind in der Begründung nicht enthalten, es bleibt überwiegend bei einer bloßen Wiedergabe 
der Festsetzung. Die Plangeberin kommt damit ihrer Aufgabe zur Darlegung ihrer planerischen Ent-
scheidungen nur ungenügend nach. 
Des Weiteren werden mit dem vorliegenden Planentwurf weitere Zweitwohnungen ermöglicht und 
wiederspricht somit dem genannten Planungsziel, dass die Verdrängung von Dauerwohnungen 
durch freizeitgenutzte Zweitwohnungen vermieden werden soll. Ferner steht die Ermöglichung von 
Zweitwohnungen dem derzeit rechtsverbindlichen Regionalplan entgegen.  
 
Insgesamt ergeben sich aus bisheriger Sicht erhebliche Bedenken gegen die vorliegende Planung.  
 
 
Stellungnahme der unteren Bauaufsichtsbehörde 
Hinsichtlich der textlichen Festsetzungen wird zu Nr. 1.1 Sonstiges Sondergebiet „SO 1 – Dauer-
wohnen und Touristenbeherbergung“, Abs. 6 angeregt, den unbestimmten Rechtsbegriff „weit über-
wiegend“ durch eine konkrete numerische Angabe zu ersetzen. 
Hinsichtlich der textlichen Festsetzungen wird zu Nr. 2 Höchstzulässige Zahl an Wohnungen in 
Wohngebäuden, Abs. 2, Satz 2 angeregt, den Satzbau zu überarbeiten. Die derzeitige Formulierung 
ist nicht eindeutig. 
Der Hinweis in Abschnitt III. auf Kampfmittel ist nach der jüngsten Änderung der Kampfmittelverord-
nung nicht mehr erforderlich, da für die Gemeinde Sylt kein solcher Verdacht mehr besteht. 
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Von den anderen beteiligten Abteilungen meines Hauses wurden keine Anregungen gemacht. 
 
Eine Kopie meiner Stellungnahme werde ich an das Innenministerium in Kiel zur Kenntnisnahme 
senden. 
 
Im Auftrag 

 
 



Inselverwaltung der Gemeinde Sylt und des Amtes Landschaft Sylt
Fachbereich 4 Umwelt und Bauen
Fachdienst 4.4 Stadtplanung und Geoinformation
Andreas-Nielsen-Straße 1
25980 Sylt /OT Westerland

(via email bauleitplanung@gemeinde-sylt.de)

Sylt, 10.07.2025

Sehr geehrte Damen und Herren,

hiermit möchte ich meine Stellungnahme im Rahmen der 

öffentlichen Auslegung gemäß § 3 Abs. 2 BauGB zur 5. Änderung 

des Bebauungsplans Nr. 28, Gemeinde Sylt – Bereich Westerland 

Nord abgeben.

Aus meiner Sicht möchte ich folgendes anmerken:

1. Mangelnde Berücksichtigung bestehender Fachplanungen 

(BHK & WEK)

Der Entwurf des Bebauungsplans Nr. 28 widerspricht dem politischen Ziel und 

dem Beschluss des Beherbergungskonzepts (BHK), die Kapazität der 

Feriennutzung nicht weiter zu erhöhen. Statt einer Begrenzung der 

Feriennutzung legitimiert der B-Plan durch pauschale Regelungen potenziell bis 

zu 70 neue Ferienwohnungen – und schwächt damit die dauerhafte 

Wohnnutzung erheblich.

Auch das Wohnraumentwicklungskonzept (WEK) fordert den Erhalt und Ausbau 

von Dauerwohnraum. Der B-Plan 28 ignoriert diesen Beschluss durch 

Legalisierung rechtswidriger Feriennutzungen und Nutzung von Kellerräumen zu 

Ferienzwecken – ein klarer Verstoß gegen die politisch beschlossene Strategie 

zur Wohnraumversorgung.

Stellungnahme aus der Öffentlichkeit - Veröffentlichung im Internet gem. § 3 Abs. 2 BauGB



Das BHK und WEK sind in der Gemeinde Sylt von der Gemeindevertretung 

beschlossene städtebauliche Entwicklungsmaßnahmen, deren Inhalte 
somit dringend zu berücksichtigen sind.

2. Verstoß gegen Ziele des Regionalplans (RP)

Der Regionalplan verlangt die Sicherung des noch vorhandenen 

Dauerwohnraums und verbietet ausdrücklich weitere Umnutzungen zu Zweit- 

oder Ferienwohnungen (Grundsatz 3). Der B-Plan 28 widerspricht diesen Zielen, 

indem er faktisch die touristische Nutzung in einem “ allgemeinen Wohngebiet” 

wie dem des B Plan 28 ausweitert.

Die Maßgabe (Grundsatz 4), keine neuen touristischen Bauflächen mehr 

auszuweisen, wird unterlaufen – mit weitreichenden Folgen für 

Wohnraumversorgung, kommunale Daseinsvorsorge und soziale 

Durchmischung.

3. Fehlende städtebauliche Verträglichkeit

Die geplanten Regelungen fördern eine bauliche Verdichtung mit touristischer 

Nutzung, ohne die sozialen und infrastrukturellen Folgen wie steigende 

Immobilienpreise, Abwanderung der einheimischen Bevölkerung und 

Schwächung des lokalen Arbeitsmarkts für das Gebiet ausreichend zu 

berücksichtigen.

Durch die neue Rechtslage entsteht massiver Umnutzungsdruck. Die 

angestrebte „55:45“-Regelung führt nicht zu mehr Dauerwohnraum, sondern 

legalisiert bestehende Fehlentwicklungen.

4. Nachhaltigkeitsdefizite durch Kellernutzung

Die Zulassung von Kellernutzung (trotz baurechtlicher Hindernisse wie 

Brandschutz oder Raumhöhen) wird sehr wahrscheinlich zu einer Abrisswelle 

führen. Damit drohen Neubauprojekte mit jahrelanger Baustellentätigkeit und 

Verlust des vorhandenen, sanierungsfähigen Wohnbestands – dies steht im 

Widerspruch zum Nachhaltigkeitsgebot politischen Handelns.

5. Missachtung kommunaler Fachgutachten und 

Verwaltungseinwände

Die Planungsabteilung der Gemeindeverwaltung hat vorab bereits erhebliche 

Bedenken - etwa zur Bodenversiegelung, zum Verlust von Grünflächen und 

Wertsteigerung der Grundstücke, die den Verwertungsdruck für 

Alteigentümererhöht verschärft, formuliert. Über diese Einwände unerwünschter 



Folgen, hat sich die politische Mehrheit mit dem derzeitigen Beschluss 

weitgehend hinweggesetzt.

6. Widersprüchliches Vorgehen gegenüber anstehender 

Gesamtplanung

Der derzeit noch in Arbeit befindliche Städtebauliche Rahmenplan wird mit dem 

B-Plan 28 faktisch unterlaufen, da jetzt Fakten geschaffen werden, die spätere 

Korrekturen unmöglich machen.

7. Rechtlich fragwürdige Umdeutung der Gebietsnutzung

Die Veränderung eines “allgemeinen Wohngebiets” in ein faktisches Feriengebiet

(durch 45% Feriennutzung) könnte trotz aktueller VG-Rechtsprechung, die den 

Einsatz einer solchen Verhältniszahl erlaubt, im Einzelfall durch eine 

Normenkontrollklage überprüft werden – insbesondere, wenn sie wie in diesem 

Fall deutlich gegen frühere politische Beschlüsse, Wohnraumanalysen und 

Daseinsvorsorgeziele (Regionalplan Begründung zu 2-4) verstößt.

8. Begrenzte Flächen – Schutz des Bestands statt 

Neubauversprechen

Der Regional- und Landesentwicklungsplan setzen klare Grenzen für neue 
Baugebiete auf Sylt. Eine Ausweitung der Siedlungsfläche ist nicht vorgesehen, 
dennoch wächst der Druck auf kommunalpolitische Entscheider, durch neue 
Wohngebiete das Legalisieren illegale Feriennutzungen im Nachhinein 
auszugleichen. Das ist weder nachhaltig noch zielführend. Stattdessen braucht 
es konsequenten Schutz und Rückgewinnung von Dauerwohnraum im Bestand –
nur so lassen sich die Wohnraumkrise und die soziale Schieflage auf der Insel 
dauerhaft lösen.

Forderung:
Ich fordere die Gemeinde Sylt auf, den Entwurf des B-Plans Nr. 28 in seiner 
jetzigen Form zurückzuziehen und grundlegend zu überarbeiten. Dabei sind die 
Vorgaben des Beherbergungskonzeptes, der tatsächliche Wohnraumbedarf 
sowie eine gerechte, dem Gemeinwohl dienende Abwägung zu berücksichtigen.



berit.spiegel
Texteingabe
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